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A. Problem 

Freigrenzen und bestimmte Freimengen im innergemein- 
schaftlichen Reiseverkehr sollen weiter erhöht werden. Die 
allgemeine Freigrenze wurde zuletzt zum 1. Januar 1983 auf 
210 ECU = rund 500 DM angehoben. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt eine Erhöhung der allgemeinen 
Freigrenze auf 280 ECU und schrittweise in den drei folgen- 
den Jahren bis auf 400 ECU vor. Die Kommission soll ermäch- 
tigt werden, Auswirkungen unterschiedlicher Währungsent- 
wicklungen auszugleichen. Bei einigen verbrauchsteuerpflich- 
tigen Waren sollen außerdem Freimengen erhöht und gemäß 
einer später erweiterten Fassung des Richtlinienvorschlags 
ab 1. Januar 1985 mengenmäßige Begrenzungen bei Kaffee 
und Tee ganz aufgehoben werden. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß die endgültige Fassung die- 
ser Richtlinie keine Aufhebung der mengenmäßigen Begren- 
zung für Kaffee und Tee enthalten wird. Er empfiehlt in einer 
Entschließung klarzustellen, daß sich der Bundestag im Hin- 
blick auf die haushaltsmäßigen Auswirkungen auch in Zu- 
kunft vorbehält, bei jeder mengenmäßigen Erweiterung neu 
zu votieren. 


Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Fortschritte bei der Harmonisierung der Steuersätze (Umsatz- 
und Verbrauchsteuern) würden eine weitergehende Liberali- 
sierung des Reiseverkehrs ermöglichen. 


D. Kosten 

Da der Erhöhung der allgemeinen Freigrenze ein Entla- 
stungsverbot bei der Ausfuhr in gleicher Höhe entspricht, 
werden dadurch insgesamt Kosten nicht verursacht, soweit 
Preise einschließlich Verbrauchsteuern von Land zu Land 
keine wesentlichen Unterschiede aufweisen. 

Ein Wegfall der mengenmäßigen Begrenzungen der Steuerbe- 
freiung für Kaffee und Tee würde wegen erheblichen Preis- 
und Steuergefälles bei jährlich 213,6 Mio. Einreisen aus EG- 
Ländern (darunter 100,8 Mio. deutschen) zu hohen Steueraus- 
fällen führen, die eine Gefährdung des gesamten Kaffee- und 
Teesteueraufkommens (1600 Mio. DM) befürchten ließen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag geht davon aus, daß nach dem derzeitigen Verhand- 
lungsstand in den Gremien des EG-Rates nicht mehr damit zu rechnen ist, daß 
im Rahmen des anliegenden Vorschlags für eine sechste Richtlinie des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 69/169/EWG die mengenmäßige Begrenzung für Kaffee 
und Tee im grenzüberschreitenden Reiseverkehr zu einem bestimmten Zeit- 
punkt aufgehoben wird. 

Der Deutsche Bundestag macht auf die erheblichen finanziellen Auswirkungen 
einer Erweiterung mengenmäßiger Begrenzungen bei Kaffee und Tee zu Lasten 
der Bundesrepublik Deutschland aufmerksam und behält sich vor, auch in 
Zukunft zu jedem derartigen Vorschlag erneut Stellung zu nehmen. 


Bonn, den 22. Februar 1984 


Der Finanzsausschuß 

Gattermann Schiatter 

Vorsitzender Berichterstatter 
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ANLAGE 


Vorschlag für eine sechste Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 69/169/EWG zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Befreiung von den 
Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern bei der Einfuhr im grenzüberschreitenden 
Reiseverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 99, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um den Reiseverkehr und den Tourismus inner- 
halb der Gemeinschaft zu erleichtern bzw. zu för- 
dern, müssen die Personenkontrollen an den Gren- 
zen vereinfacht werden, damit den Bürgern die vor- 
teilhaften Auswirkungen der Gemeinschaft stärker 
zum Bewußtsein kommen. 

Aus dieser Sicht erscheint eine Erhöhung der Frei- 
grenze für die Umsatzsteuern und die Sonderver- 
brauchsteuern angebracht, deren in der Richtlinie 
69/169/EWG des Rates ^), zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 82/443/EWG 2), festgesetzter Betrag in- 
folge der Entwicklung der Lebenshaltungskosten in 
der gesamten Gemeinschaft unter dem realen Wert 
der ursprünglichen Freigrenze bleibt. 

In ihrem Programm zur Vereinfachung der im in- 
nergemeinschaftlichen Handel angewandten Ver- 
fahren und Formalitäten auf dem Gebiet der Mehr- 
wertsteuer^) erklärt die Kommission, daß sie ihre 
Bemühungen fortsetzen wird, um eine harmonische 
Entwicklung der Steuerbefreiungen zu gewährlei- 
sten. 

Ein Mehrjahresprogramm zur Erhöhung der Frei- 
grenzen, in dem vom Europäischen Parlament vor- 
geschlagenen Sinne, das auch auf Personen unter 
15 Jahren Anwendung findet, würde es erlauben, 
diese Ziele zu erreichen. 

Die in Artikel 4 Abs. 1 Buchstaben d und e der vor- 
genannten Richtlinie 69/169/EWG für Kaffee und 
Tee festgesetzten mengenmäßigen Beschränkun- 


1) ABI. Nr. L 133 vom 4. Juni 1969, S. 6. 

2) ABI. Nr. L 206 vom 14. Juli 1982, S. 35. 

3) ABI. Nr. C 244 vom 24. September 1981, S. 4. 


gen erfordern zusätzliche Formalitäten an den 
Grenzen; eine etwa vorgenommene Besteuerung 
führt zu einer nur unbedeutenden Steuereinnahme. 
Es empfiehlt sich daher, den schrittweisen Abbau 
dieser mengenmäßigen Beschränkungen im Ver- 
kehr zwischen den Mitgliedstaaten vorzusehen. 

Um den Absatz von in der Gemeinschaft erzeugten 
Weinen zu begünstigen, empfiehlt sich ferner eine 
Erhöhung der Weinfreimenge. 

Tafia, Sake und weitere ähnliche Getränke können 
Getränken mit einem Alkoholgehalt von 22% vol 
oder weniger gleichgesetzt werden, deren Frei- 
menge gegenwärtig begrenzt ist. Folglich muß die 
Liste der Getränke, für die eine solche Begrenzung 
existiert, entsprechend ergänzt werden. 

Da die steuerfreie Menge der alkoholischen Ge- 
tränke begrenzt ist, ist die Menge reinen Alkohols 
erst recht begrenzt, so daß es sinnvoll erscheint, den 
reinen Alkohol ausdrücklich zu erwähnen. 

Es ist angebracht, im Rahmen der Gemeinschafts- 
befreiung die Steuerbefreiungen beizubehalten, die 
am 1. Januar 1983 von den Mitgliedstaaten dem Per- 
sonal der im grenzüberschreitenden Verkehr einge- 
setzten Seefahrzeuge gewährt wurden. 

Das Funktionieren des Systems der Steuererstat- 
tung muß verbessert werden. 

Um ein Absinken der Freigrenzen in nationalen 
Währungen zu verhindern und eine rasche Anpas- 
sung der Freigrenzen im Falle einer Veränderung 
der Wechselkurse zu ermöglichen, empfiehlt sich 
die Einführung eines halbautomatischen Systems 
zur Erhöhung der Freigrenzen, das unter diesen 
Umständen greift — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Richtlinie 69/169/EWG wird wie folgt geän- 
dert: 

1. a) In Artikel 2 Abs. 1 wird die Angabe „zweihun- 
dertzehn ECU“ durch nachstehenden Wort- 
laut ersetzt: 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Fi 320/83 — vom 5. De- 
zember 1983. 
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„ — ab 1. Januar 1984 einen Betrag von zwei- 
hundertachtzig ECU; 

— ab 1. Januar 1985 einen Betrag von drei- 
hundertzwanzig ECU; 

— ab 1. Januar 1986 einen Betrag von drei- 
hundertsechzig ECU; 

— ab 1. Januar 1987 einen Betrag von vier- 
hundert ECU “ 

b) In Artikel 2 Absatz 2 wird der Ausdruck „bis 
zu sechzig ECU“ durch den nachstehenden 
Wortlaut ersetzt: 

„ — ab 1. Januar 1984 bis zu hundertzwanzig 
ECU; 

— ab 1. Januar 1985 bis zu zweihundert 
ECU; 

— ab 1. Januar 1986 bis zu dreihundert 
ECU“ 

c) Artikel 2 Abs. 2 entfällt ab 1. Januar 1987. 


2. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a) Am Ende des Einführungssatzes von Ab- 
satz 1 wird nach dem Wort „Begrenzungen“ 
der folgende Text angefügt: unter der Vor- 
aussetzung hinsichtlich des Verkehrs zwi- 
schen den Mitgliedstaaten, daß die Waren die 
Bedingungen der Artikel 9 und 10 des Ver- 
trags erfüllen und daß sie zu den allgemeinen 
Bedingungen der Besteuerung auf dem Bin- 
nenmarkt eines Mitgliedstaates erworben 
worden sind.“ 

b) In Absatz 1 Buchstabe b erster Gedanken- 
strich werden die Ausdrücke „,Tafia, Sake 
und ähnliche Getränke“ zwischen den Wor- 
ten „Aperitifs aus Wein oder Alkohol“ und 
„mit einem Alkoholgehalt von 22% vol oder 
weniger“ eingefügt. 

c) In Absatz 1 Buchstabe b zweiter Gedanken- 
strich „nichtschäumende Weine“, Spalte II 
„im Verkehr zwischen Mitgliedstaaten“, wird 
die Angabe „insgesamt 4 Liter“ ersetzt durch 
„insgesamt 6 Liter“. 

d) In Absatz 1 Buchstabe d „Kaffee“, Spalte II 
„im Verkehr zwischen Mitgliedstaaten“, wird 
die Angabe „750 Gramm“ ersetzt durch die 
Angabe „ab 1. 1. 1984: 1 000 Gramm, ab 1. 1. 
1985: keine mengenmäßige Begrenzung“. 

e) Unter dem gleichen Buchstaben d „Kaffee- 
Extrakte und Essenzen“ wird die Angabe 
„300 Gramm“ ersetzt durch die Angabe „ab 
1. 1. 1984: 400 Gramm, ab 1. 1. 1985: keine 
mengenmäßige Begrenzung“. 

f) In Absatz 1 Buchstabe e „Tee oder“, Spalte II 
„im Verkehr zwischen Mitgliedstaaten“ wird 
die Angabe „150 Gramm“ ersetzt durch die 


Angabe „ab 1. 1. 1984: 200 Gramm, ab 1. 1. 
1985: keine mengenmäßige Begrenzung“. 

g) Unter dem gleichen Buchstaben e, „Tee-Ex- 
trakte und -Essenzen“ wird die Angabe 
„60 Gramm“ ersetzt durch die Angabe „ab 
1. 1. 1984: 80 Gramm, ab 1. 1. 1985; keine men- 
genmäßige Begrenzung“. 

h) In Absatz 1 wird folgender Buchstabe f ange- 
fügt: 

„f) unvergällter Äthylalkohol mit einem Alko- 
holgehalt von 80% vol und mehr“. 

In Absatz 1 Buchstabe f, Spalte I „im Verkehr 
zwischen Drittländern und der Gemein- 
schaft“, muß angegeben werden „1 Liter“; in 
Spalte II „im Verkehr zwischen Mitgliedstaa- 
ten“ muß angegeben werden „insgesamt 
1,5 Liter“. 

3. In Artikel 5 wird nachstehender Absatz ange- 
fügt: 

„8. Es ist den Mitgliedstaaten freigestellt, in- 
nerhalb der Grenzen des in Artikel 2 Abs. 1 
genannten Betrages die Steuerbefreiungen 
beizubehalten, die sie am 1. Januar 1983 
dem Personal der im grenzüberschreiten- 
den Verkehr eingesetzten Seeverkehrsmit- 
tel gewährt haben.“ 

4. Artikel 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 wird Buchstabe b ergänzt durch 
die Worte: 

„und nachweist, daß die Umsatzsteuer erho- 
ben worden ist“. 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„5. Die Mitglied Staaten treffen die notwen- 
digen Vorkehrungen, damit die Erstat- 
tung der Steuer innerhalb von drei Mo- 
naten, ab dem Tage der Vorlage der 
Rechnung oder eines statt dessen ausge- 
stellten Belegs mit einem Sichtvermerk 
der Zollbehörde, durchgeführt wird. 

Im Falle, daß der Verkäufer das in Ab- 
satz 2 vorgesehene Steuererstattungs- 
verfahren nicht durchführen will, kann 
der Reisende — nach Erfüllung der in 
Absatz 4 vorgesehenen Formalitäten — 
einen Erstattungsantrag bei der zustän- 
digen Behörde des Ausfuhrmitgliedstaa- 
tes stellen.“ 

c) Absatz 5 wird zu Absatz 6, und die Worte „Für 
die Anwendung dieses Artikels“ werden er- 
setzt durch die Worte „für die Anwendung 
der vorstehenden Ziffern“. 

5. In Artikel 7 werden nachstehende Absätze ange- 
fügt: 

„5. Wenn die Kommission anläßlich der in Ab- 
satz 2 vorgesehenen jährlichen Anpassung 
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feststellt, daß die Umrechnung der in den 
Absätzen 1 und 2 vorgesehenen ECU-Be- 
träge in die nationalen Währungen in einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten zu einer 
Verringerung der Steuerbefreiungen um 5% 
oder mehr führt, nimmt sie auf dem Ent- 
scheidungswege eine Erhöhung dieser Be- 
träge in ECU nach Maßgabe der Senkung 
vor, die in dem fraglichen Mitgliedstaat 
durchgeführt werden müßte, oder nach 
Maßgabe der höchsten aller Senkungen, die 
in mehreren Mitgliedstaaten durchgeführt 
werden müßten, wenn die Erhöhung nicht 
stattfände. 

Die Kommission erläßt die im ersten Unter- 
absatz genannte Entscheidung vor dem 

1. November des laufenden Jahres und 
bringt sie den Mitgliedstaaten unverzüglich 
zur Kenntnis. 

Die Mitgliedstaaten sind befugt, innerhalb 
einer Frist von einem Monat ab dem Tag 
der Notifizierung der Entscheidung die Be- 
fassung des Rates mit der Angelegenheit zu 
verlangen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit in- 
nerhalb einer Frist von zwei Monaten ab 
dem Tag der Notifizierung der Kommis- 
sionsentscheidung mit einstimmigem Be- 
schluß diesen aufheben oder modifizieren. 
Ist diese Frist verstrichen, wird die Ent- 
scheidung der Kommission, sofern der Rat 
keinen Beschluß gefaßt hat, rechtskräftig 
und im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften veröffentlicht. 

6. Im Falle einer Änderung der Wechselkurse 
verabschiedet die Kommission geeignete 
Maßnahmen auf dem Entscheidungswege. 
Die Kommission erläßt die im ersten Unter- 
absatz genannte Entscheidung innerhalb ei- 
ner Frist von einem Monat ab der Verände- 
rung der Wechselkurse und bringt sie un- 
verzüglich den Mitgliedstaaten zur Kennt- 
nis. 

Die Mitgliedstaaten sind befugt, innerhalb 
einer Frist von einem Monat ab dem Tag 


der Notifizierung der Entscheidung die Be- 
fassung des Rates mit der Angelegenheit zu 
verlangen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit in- 
nerhalb einer Frist von zwei Monaten ab 
dem Tage der Notifizierung der Kommis- 
sionsentscheidung mit einstimmigem Be- 
schluß diese aufheben oder modifizieren. Ist 
diese Frist verstrichen, wird die Entschei- 
dung der Kommission, sofern der Rat kei- 
nen Beschluß gefaßt hat, rechtskräftig und 
im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften veröffentlicht.“ 

6. In Artikel 7 a wird nachstehender Absatz ange- 
fügt: 

„Die Mitgliedstaaten erheben die Mehrwert- 
steuer bei der Einfuhr von Gegenständen im 
Reisegepäck nicht, wenn der geschuldete Betrag 
5 ECU oder weniger beträgt.“ 


Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie ab 1. Januar 
1984 nachzukommen. 

2. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion über die Bestimmungen, die sie zur Anwen- 
dung dieser Richtlinie erlassen. 

3. Die Kommission legt dem Rat innerhalb von 
zwei Jahren ab dem Tag des Inkrafttretens die- 
ser Richtlinie einen Bericht über das Funktio- 
nieren des Systems der Steuerbefreiungen vor, 
den sie ebenfalls dem Europäischen Parlament 
zuleitet. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Begründung 


L Allgemeine Überlegungen 

1. Mit Richtlinie des Rates 82/443/EWG vom 
29. Juni 1982 über Steuerbefreiungen für Rei- 
sende^) wurde die Freigrenze für die Umsatz- 
steuern und Sonderverbrauchsteuern bei der 
Einfuhr von Waren aus Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft ab 1. Januar 1983 auf 210 ECU ange- 
hoben. Diese Erhöhung um 16,66 % gegenüber 
dem seit 1. Januar 1979 geltenden Betrag von 
180 ECU stellt nur einen schwachen Ausgleich 
für die Entwicklung des Index der Verbrau- 
cherpreise in der Gemeinschaft von 1979 bis 
1982^) dar und trägt in keiner Weise — außer in 
Belgien und in Luxemburg — zu einer realen 
Anhebung der Freigrenze bei. 

Mit dem vorliegenden Richtlinienentwurf wird 
versucht, dieser Lage durch allmähliche Erhö- 
hungen der Freigrenze und durch die Einfüh- 
rung eines halbautomatischen Anhebungsver- 
fahrens abzuhelfen, das dazu bestimmt ist, ent- 
weder ein Sinken der Freigrenze in nationaler 
Währung zu verhindern oder eventuelle Verän- 
derungen der Wechselkurse Rechnung zu tra- 
gen. 

2. Dieses Vorhaben entspricht den Wünschen, die 
das Europäische Parlament vor allem in seiner 
Stellungnahme^) zu dem vom Rat am 29. Juni 
1982 angenommenen Richtlinienvorschlag und 
in seiner Entschließung vom 17. Dezember 1982 
über die Mitteilung der Kommission an den 
Rat über das Programm für 1982 zur Verwirkli- 
chung der Zollunion'^) — worin es bedauert, 
daß der Rat zu keiner Einigung über die Erhö- 
hung der Freigrenzen in den kommenden Jah- 

- ren gelangt ist — zum Ausdruck gebracht hat. 
Wie es das Parlament ebenfalls wünscht, 
schlägt die Kommission den schrittweisen Ab- 
bau der mengenmäßigen Begrenzungen für 
Tee und Kaffee und die Anhebung der Frei- 
menge für Wein vor. 

3. Die im Sinne einer Anhebung der Freigrenzen 
vorgeschlagenen Maßnahmen werden — wie in 
dem Bericht über die Steuerbefreiungen für 
Privatpersonen^) sowie dem Vereinfachungs- 
programm®) angekündigt — von Bestimmun- 
gen begleitet, die darauf abzielen, das System 
der Steuerbefreiungen für Reisende zu verbes- 


1) ABI. L 206 vom 14, Juli 1982, S. 35 

2) Siehe zu diesem Thema die Tabelle „Reale Veränderun- 
gen der Freigrenzen von 1979 bis 1983“ in der Anlage 

3) ABI. C 117 vom 12. Mai 1980, S. 83 

4) ABI. C 13 vom 17. Januar 1983, S. 234 

^) Dokument KOM (83) 47 endgültig 

®) Gemeinschaftsprogramm zur Vereinfachung der im in- 
nergemeinschaftlichen Handel angewandten Verfahren 
und Formalitäten auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer 
(ABI. C 244 vom 24. September 1981) 


sern, die in einem anderen Mitgliedstaat ge- 
kaufte Waren einführen. 


IL Erläuterungen nach Artikeln 

Zu Artikel 1 

Zu Ziffer 1 

4. Aus den unter den allgemeinen Überlegungen 
angeführten Gründen schlägt die Kommission 
das nachstehende mehrjährige Erhöhungs- 
programm vor: 

a) Erhöhung zum Ausgleich des realen Werts 
der Befreiungen: 

ab 1. Januar 1984: 280 ECU 

b) Erhöhungen zum Zwecke der schrittweisen 
Weiterentwicklung des Systems: 

^ ab 1. Januar 1985: 320 ECU 

ab 1. Januar 1986: 360 ECU 
ab 1. Januar 1987: 400 ECU 

Der Grundsatz eines solchen Programms weist 
im übrigen nicht zu vernachlässigende Vorteile 
auf: 

— Es stellt eine regelmäßige Anhebung der 
Freigrenzen sicher, wobei von den Mitglied- 
staaten nur eine geringfügige Anstrengung 
verlangt wird; 

— es gibt den nationalen Verwaltungen die 
Möglichkeit, die Durchführungsvorschriften 
rechtzeitig auszuarbeiten; 

— es erleichtert die Arbeiten sämtlicher be- 
troffenen Gemeinschaftsorgane — Kommis- 
sion, Wirtschafts- und Sozialausschuß, Euro- 
päisches Parlament — indem es ihnen er- 
spart, sich zu jeder jährlichen Erhöhung äu- 
ßern zu müssen. 

Ein mehrjähriges Erhöhungsprogramm wird 
ebenfalls für die Steuerbefreiung für Reisende 
unter 15 Jahren vorgeschlagen. Es ermöglicht 
durch schrittweise Anhebung dieser Freigren- 
ze, ab 1. Januar 1987 die gegenwärtig den Mit- 
gliedstaaten belassene Ermessensfreiheit, den 
Wert der dieser Kategorie zugeordneten Frei- 
grenze zu verringern, abzuschaffen. Es sei dar- 
auf hingewiesen, daß vier Mitgliedstaaten be- 
reits die gleichen Freigrenzen für sämtliche 
Reisenden anwenden. 

Zu Ziffer 2 

Zu Buchstabe a 

5. Diese Hinzufügung ist nur dazu bestimmt, eine 
bereits geltende Bedingung zu präzisieren, 
ohne jedoch deren Kern zu verändern. 
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Zu Buchstabe b 

6. Der Wortlaut des ersten Gedankenstrichs die- 
ses Buchstabens ist ergänzt worden um die Er- 
wähnung von Tafia und Sake, damit deutlich 
wird, daß die fraglichen Erzeugnisse unter die- 
sen Artikel fallen. 

Zum Zwecke der Förderung der Gemein- 
schaftserzeugnisse wird im übrigen vorgeschla- 
gen, die im Reiseverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten auf nichtschäumende Weine ange- 
wandte Freimenge von 4 1 auf 6 1 anzuheben. 

Zu Buchstabe c bis e 

7. Die in Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 69/169/ 
EWG vorgesehenen mengenmäßigen Begren- 
zungen sind durch hohe Verbrauchsteuern auf 
die in diesem Artikel auf gezählten Waren ge- 
rechtfertigt. Die Kommission hat festgestellt, 
daß die Verbrauchsteuern auf Tee und Kaffee 
nur von einer Minderheit von Mitgliedstaaten 
erhoben werden; daher ist sie der Auffassung, 
daß diese Beschränkung allmählich abge- 
schafft werden könnte. Das Abschaffen dieser 
Beschränkungen, die keinerlei negative Aus- 
wirkungen auf die Volkswirtschaften oder auf 
die Steuereinnahmen der betreffenden Mit- 
gliedstaaten hätte, würde es erlauben, die An- 
wendung der nationalen Bestimmungen über 
die Steuerbefreiungen zu vereinfachen. 

Zu Buchstabe h 

8. Dieser Buchstabe für reinen Alkohol wurde 
hinzugefügt, damit die mengenmäßige Be- 
schränkungen für die alkoholischen Getränke 
sich ebenfalls für dieses Erzeugnis anwenden. 


Zu Ziffer 3 

9. Diese Bestimmung ist eine Folge der kürzlich 
getroffenen Entscheidung über den Inhalt des 
gegenwärtig dem Rat zur Prüfung vorliegenden 
Richtlinienvorschlags über die Befreiung be- 
stimmter endgültiger Einfuhren von Gegen- 
ständen von der MwSt [Artikel 14, Abs. Id) der 
6. MwSt- Richtlinie] '^), der darauf abzielt, die 
Beibehaltung der gegenwärtig den Seeleuten 
der Handelsmarine gewährten Einfuhrsteuer- 
befreiungen zu erlauben. 


Zu Ziffer 4 

10. Diese Hinzufügung ist nur dazu bestimmt, eine 
bereits geltende Bedingung zu präzisieren, 
ohne ihren Kern zu verändern. 


Neuer Absatz 5 

11. Das Verfahren der Steuererstattung für Gegen- 
stände im Reisegepäck, deren Stückwert ober- 
halb der Freigrenze liegt, ist von seiner Kon- 


ABI. C 171 vom 11. Juli 1980, S. 8 


zeption her befriedigend, da es darauf abzielt, 
bestimmte Fälle von Doppelbesteuerung in der 
Gemeinschaft zu beseitigen. Es stößt jedoch auf 
gewisse Schwierigkeiten bei seiner praktischen 
Anwendung durch die Steuerpflichtigen. Die 
der Kommission vorliegenden Informationen 
zeigen, daß dieses Verfahren zwar keine Pro- 
bleme aufwirft bei Steuerpflichtigen, die sich 
auf den Verkauf für die Ausfuhr spezialisiert 
haben oder gut informiert sind, wie die großen 
Warenhäuser, dies jedoch nicht auf andere Ka- 
tegorien von Einzelhändlern zutrifft, die entwe- 
der sogar das Vorhandensein des Verfahrens 
ignorieren oder sich weigern, dabei mitzuma- 
chen, unter dem Vorwand, daß es zu zusätzli- 
cher Verwaltungsarbeit führt. Um diese Lage 
zu beseitigen, wird vorgeschlagen, daß der Rei- 
sende, wenn der Verkäufer sein Mitwirken ver- 
weigert, seinen Antrag auf Rückerstattung an 
die Steuerverwaltung des Ausfuhr-Mitglied- 
staates richtet. Im übrigen wird vorgeschlagen, 
um die häufig sehr langen Rückzahlungszeiten 
zu verkürzen, eine Frist von drei Monaten fest- 
zusetzen. 


Zu Ziffer 5 

12. Das Mandat, das die Kommission vom Rat an- 
läßlich der Annahme der Richtlinien von 1978 
über den Reiseverkehr erhalten hat, eine jähr- 
liche Prüfung des Funktionierens des Systems 
der Steuerbefreiungen durchzuführen, zwingt 
sie ebenfalls dazu, Vorschläge zu unterbreiten, 
die darauf abzielen, insbesondere eine Verrin- 
gerung der Gemeinschaftsbefreiungen in natio- 
naler Währung zu verhindern. Der Rat hat sich 
damals dazu verpflichtet, über derartige Vor- 
schläge rasch zu entscheiden. Die Kommission 
hält es jedenfalls für unerläßlich, ein verein- 
fachtes Beschlußfassungsverfahren einzurich- 
ten, das es erlaubt, die Gemeinschaftsbefreiun- 
gen auf einem Niveau festzusetzen, das dazu 
ausreicht, die Verringerungen zu kompensie- 
ren®). Dieses System würde es erlauben, das 
Verfahren zu beschleunigen und auf diese 
Weise zu verhindern, daß der Mitgliedstaat sich 
gezwungen sieht, in Erwartung einer Entschei- 
dung die in nationaler Währung ausgedrückte 
Freigrenze zu senken, um sie erneut anzuhe- 
ben, sobald die Entscheidung erlassen worden 
ist. Das von der Kommission vorgeschlagene 
System der halbautomatischen Anpassung 
würde es nichtsdestoweniger den Mitgliedstaa- 
ten erlauben, die Übernahme der Angelegen- 
heit durch den Rat zu verlangen, und dem Rat, 
die Entscheidung gegebenenfalls aufzuheben 
oder zu modifizieren. 


®) Siehe Punkt 34 des Programms der Kommission zur 
Vereinfachung der im innergemeinschaftlichen Handel 
angewandten Verfahren und Formalitäten auf dem Ge- 
biet der Mehrwertsteuer. ABI. C 244 vom 24. September 
1981, S. 4, und Ziffern 44 und 45 des Berichts über die 
Steuerbefreiungen für Privatpersonen. 


8 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1043 


13. Dasselbe System der halbautomatischen An- 
passung ist vorgesehen im Fall von Verände- 
rungen der Wechselkurse. 


Zu Ziffer 6 

14. Diese neue Bestimmung schreibt den Mitglied- 
staaten vor auf die Einfuhr von Gegenständen 


durch die Reisenden keine Mehrwertsteuer zu 
erheben, wenn der fällige Betrag fünf ECU ent- 
spricht oder darunter liegt. Gegenwärtig ver- 
zichten bereits die meisten Mitgliedstaaten aus 
Gründen der verwaltungstechnischen Vereinfa- 
chung auf die Einziehung der Steuer, wenn es 
sich um einen geringfügigen Betrag handelt, 
doch differieren die Freigrenzen von Mitglied- 
staat zu Mitgliedstaat 


Anlage 


Reale Veränderung der Freigrenzen von 1979 bis 1983 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Mitgliedstaaten 

Freigrenze am 
1. Januar 1979^) 
180 ECU 

Freigrenze am 
1. Januar 1983^) 
(Gegenwerte 

1. Oktober 1982) 
210 ECU 

Differenz 
Spalte 3 — 
Spalte 2 

Prozentuale 
Veränderung 
Spalte 3 — 
Spalte 2 

in % 

Inflationsrate 
der Mitglied- 
staaten 

1979 bis 1982') 
September 1982 
in% 

Reale 

Veränderung 
der Freigrenze 

in% 

Belgien 

BF. 

7200 

9 584 

2 384 

4- 33,11 

31,13 

+ 1,5 

Dänemark 

DKR 

1275 

1482^) 

207 

+ 16,23 

50,81 

- 29,75 

Deutschland .... 

DM 

460 

494 

34 

+ 7,39 

22,00 

- 13,60 

Griechenland . . . 

DRA 

11000 

14010 

3010 

+ 27,36 

122,42 

- 74,63 

Frankreich 

FF 

1030 

1397 

367 

+ 35,63 

57,00 

- 15,75 

Irland 

IRL 

120 

145 

25 

+ 20,33 

88,48 

- 56,63 

Italien 

LIT 

195000 

278013 

83 013 

+ 42,57 

94,70 

- 36,56 

Luxemburg 

LFR 

7 200 

9 584 

2 384 

+ 33,11 

31,49 

+ 1,23 

Niederlande .... 

HFL 

500 

540 

40 

+ 8,00 

25,38 

- 16,09 

Vereinigtes 








Königreich 

UKL 

120 

115 

- 5 

- 4,34 

60,66 

- 67,94 


Für Griechenland am 1. Januar 1981. 

Ohne Auf- und Abrundungen und auf Basis des Wertes der ECU am 1. Oktober 1982. 

Berechnung unter Zugrundelegung der Daten aus der Zeitschrift „Europäische Wirtschaft“, Beiheft A, Nr. 11, November 1982. 
Zur Erinnerung: Dänemark ist befugt, die Freigrenze von 180 ECU bis zum 31. Dezember 1983 anzuwenden. 
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Bericht des Abgeordneten Schiatter 


Die in der Anlage mitgeteilte Vorlage wurde als 
Nummer 23 der Sammeldrucksache 10/873 vom 
10. Januar 1984 federführend an den Finanzaus- 
schuß und mitberatend an den Ausschuß für Wirt- 
schaft und an den Haushaltsausschuß überwiesen. 
Die mitberatenden Ausschüsse haben die Vorlage 
zur Kenntnis genommen. Der Finanzausschuß hat 
über die Vorlage am 30. November 1983 und am 
22. Februar 1984 beraten. 

Kommission und Europäisches Parlament drängen 
auf Fortschritte bei der Liberalisierung' des inner- 
gemeinschaftlichen Reiseverkehrs über die Erhö- 
hung von Freigrenzen und Freimengen. Der Kom- 
missionsvorschlag sieht für die nächsten Jahre 
schrittweise Anhebungen mit einer halbautomati- 
schen Währungsanpassung vor. Diesen Regelungen 
will die Bundesregierung trotz allzu geringer Fort- 
schritte bei der Harmonisierung der Steuersätze 
(Umsatz- und Verbrauchsteuern) grundsätzlich zu- 
stimmen. 

Soweit die Kommission darüber hinaus im Verlaufe 
des Verfahrens die Aufhebung der mengenmäßigen 
Begrenzungen bei Kaffee und Tee zum 1. Januar 
1985 vorgeschlagen hatte, verließ sie den Rahmen 
einer Reisebefreiungsrichtlinie bekannter Art. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist eines der Länder, 
die Verbrauchsteuern auf Kaffee und Tee erheben. 
Es ist bereits heute offensichtlich, daß das steuerli- 


Bonn, den 22. Februar 1984 


Schiatter 

Berichterstatter 


che Gefälle zwischen einigen Mitgliedstaaten dem 
Einzelhandel der Grenzregionen des höher besteu- 
ernden Mitgliedstaates große Opfer abverlangt. 
Diesem gegenüber ist es nicht vertretbar, eine voll- 
ständige Liberalisierung des innergemeinschaftli- 
chen Reiseverkehrs mit einzelnen Waren herbeizu- 
führen, ohne daß gleichzeitig eine Harmonisierung 
insbesondere der Verbrauchsteuern nach Art und 
Steuersätzen erfolgt. Dem einseitigen Verzicht auf 
einzelne Verbrauchsteuern mit erheblicher Bedeu- 
tung für den Bundeshaushalt (Aufkommen 1982 bei 
Kaffee 1 538 Mio. DM und bei Tee 65 Mio. DM) kann 
allenfalls im Rahmen eines umfassenden Harmoni- 
sierungskonzepts zugestimmt werden. Dieses Kon- 
zept sollte die Problematik der Grenzregionen 
grundsätzlich lösen und zugleich einen anderweiti- 
gen Ausgleich des Aufkommens mit sich bringen. 
Mit der vorgeschlagenen Entschließung wird das 
bisherige Verhandlungsergebnis in den vorberei- 
tenden Gremien des EG-Rates festgehalten, wonach 
im Rahmen dieser Richtlinie nicht mehr mit einer 
Aufhebung der mengenmäßigen Begrenzung für 
Kaffee und Tee zu rechnen ist. Gleichzeitig soll der 
Bundestag klarstellen, daß er auch künftig Vor- 
schläge zur Anhebung oder Aufhebung solcher 
mengenmäßiger Begrenzungen prüfen wird, ohne 
daß er sich schon heute festlegt, in welchem Sta- 
dium fortgeschrittener Steuerharmonisierung eine 
Aufhebung mengenmäßiger Begrenzungen tragbar 
ist. 
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